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KURZE BEGRÜNDUNG 

Die derzeitigen Diskussionen über den künftigen MFR sind von entscheidender Bedeutung 

für die GAP und die über die legislativen Reformvorschläge zu fassenden Beschlüsse.  

 

In den Gesprächen im Europäischen Rat und im Rat „Allgemeine Angelegenheiten“ über die 

„Verhandlungsbox“ werden gegenwärtig noch keine konkreten Positionen oder auch Zahlen 

für den künftigen MFR genannt. Die Stellungnahme des Ausschusses für Landwirtschaft und 

ländliche Entwicklung bietet allerdings Gelegenheit, dessen Standpunkt gegenüber dem 

Haushaltsausschuss zu betonen, insbesondere in Bezug auf die derzeitigen Zahlen für den 

künftigen MFR.  

 

Ausgangspunkt dieser Stellungnahme ist der vom Parlament in seinen Entschließungen vom 

8. Juni 2011 (SURE-Bericht) und 23. Juni 2011 (Bericht Dess) vertretene Standpunkt. Bei 

beiden Gelegenheiten forderte das Parlament eindeutig, den Etat für die GAP mindestens im 

gleichen Umfang wie im laufenden Mehrjährigen Finanzrahmen beizubehalten.  

 

Analyse der Kommissionsvorschläge 

 

Als die Kommission am 29. Juni 2011 die Vorschläge für den MFR 2014-2020 vorlegte, war 

oft die Rede davon, dass im Etat für die GAP die Mittel real eingefroren wurden. Allerdings 

lohnt sich eine genauere Analyse der Zahlen.  

 

Finanzrahmen 2014-2020 

(Vorschlag der Kommission) 
in Mio. EUR zu Preisen 2011 

Mittel für 

Verpflichtungen 

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 Gesamt-

betrag 

2014-

2020 

         

2. Nachhaltiges 

Wachstum: 

Natürliche 

Ressourcen 

57 386 56 527 55 702 54 861 53 837 52 829 51784 382 927 

davon: Marktbezogene 

Ausgaben und 

Direktzahlungen 

42 244 41 623 41 029 40 420 39 618 38 831 38 060 281 825 

 

Quelle: COM(2011) 398. 

 

Die von der Kommission vorgelegten Zahlen sind zu konstanten Preisen 2011 ausgewiesen. 

Ebenso war der laufende MFR 2007-2013 bei seiner Annahme 2006 zu Preisen 2004 

ausgewiesen.  

Durch Anwendung eines Deflators von 2 % pro Jahr können diese Zahlen in „jeweilige 

Preise“ umgerechnet werden (wie sie normalerweise ausgewiesen werden; siehe 

http://ec.europa.eu/budget/figures/fin_fwk0713/fwk0713_en.cfm). 
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Durch Anwendung des gleichen Deflators von 2 % pro Jahr können diese aktualisierten 

Zahlen des MFR 2007-2013 auch zu konstanten Preisen 2011 ausgewiesen werden:  

 

 

Finanzrahmen 2007-2013 

(entsprechend den verschiedenen Revisionen angepasst) 
in Mio. EUR zu Preisen 2011 

Mittel für 

Verpflichtungen 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Gesamt-

betrag 

2007-

2013 

         

2. Bewahrung und 

Bewirtschaftung 

der natürlichen 

Ressourcen 

59 689 62 816 58 609 61 154 59 888 59 618 58 909 420 682 

davon: Marktbezogene 

Ausgaben und 

Direktzahlungen 

49 531 49 046 48 565 48 089 47 616 47 150 46 688 336 685 

 
Quelle: Sammlung von Informationsblättern. Fachabteilung D, GD IPOL 
 

Wird der Gesamtbetrag für Rubrik 2 in beiden Tabellen verglichen, so ergibt sich insgesamt 

eine Verringerung von 420 682 Mio. EUR - 382 927 Mio. EUR = 37 755 Mio. EUR (9 %).  

 

NB: Die ursprüngliche Vereinbarung von 2006 (371 344 Mio. EUR zu Preisen 2004) ohne 

Berücksichtigung ihrer verschiedenen Revisionen (Nahrungsmittelfazilität, Galileo, ITER 

usw.) entspräche einem Betrag von 426 588 Mio. EUR zu Preisen 2011 für Rubrik 2, und 

ausgehend von dieser Zahl entspräche der Kommissionsvorschlag für den MFR 2014-2020 

einer Haushaltskürzung um ca. 10,3 %. 

 

Empfohlene Schlussfolgerungen des Verfassers  

 

Im Einklang mit dem vom Parlament in seinen bisherigen Entschließungen vertretenen 

Standpunkt sollte der Etat für die GAP zumindest im gleichen Umfang beibehalten werden 

wie 2007-2013. Die von der Kommission vorgeschlagenen Kürzungen sollten somit abgelehnt 

werden, und das Parlament sollte Mittel fordern, die den Obergrenzen für den laufenden 

Programmplanungszeitraum entsprechen.  

 

 

Vor dem Hintergrund der in den Mitgliedstaaten und in Bezug auf den EU-Haushalt 

praktizierten Haushaltsdisziplin ist es wesentlich, den Mitgliedstaaten Flexibilität für eine 

Umschichtung von Mitteln zwischen den beiden Säulen der GAP (Direktzahlungen und 

Entwicklung des ländlichen Raums) einzuräumen, damit sie die Herausforderungen an ihre 

ländlichen Regionen bestmöglich bewältigen können. 
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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung ersucht den federführenden 

Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Bericht zu übernehmen: 

1. unterstreicht die Bedeutung der Gemeinsamen Agrarpolitik zur Gewährleistung der 

Nahrungsmittelversorgung der Bürger der Europäischen Union gemäß den Verträgen; 

stellt fest, dass die Nachfrage nach Nahrungsmitteln rascher steigt als das Angebot, da 

sich der Klimawandel in besonderem Maße auf die Landwirtschaft auswirkt; fordert, dass 

Europa als bedeutendster Importeur von Agrarerzeugnissen sein landwirtschaftliches 

Potenzial und die Effizienz seiner Agrar- und Ernährungswirtschaft erhalten und 

ausweiten muss, um die gegenwärtige und künftige Nachfrage nach Nahrungsmitteln in 

der EU zu befriedigen; 

2. ist der Ansicht, dass eine Vereinbarung über den MFR 2014 bis 2020 vor Ablauf des 

Jahres 2012 erreicht werden sollte, ansonsten könnte dies einen Verlust an Glaubhaftigkeit 

und Stabilität der EU zur Folge haben;  

3. bekräftigt, dass laut AEUV Parlament und Rat die legislativen Organe sind und für den 

Europäischen Rat keine Rolle als Gesetzgeber vorgesehen ist; fordert, dass die künftige 

GAP im Wege des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens beschlossen wird; 

4. verweist auf seinen Standpunkt gemäß seinen Entschließungen vom 8. Juni 2011 zur 

Investition in die Zukunft: ein neuer mehrjähriger Finanzrahmen (MFR) für ein 

wettbewerbsfähiges, nachhaltiges und inklusives Europa1 und vom 23. Juni 2011 zur GAP 

bis 2020: Nahrungsmittel, natürliche Ressourcen und ländliche Gebiete – die künftigen 

Herausforderungen2, dass der Etat für die GAP im nächsten Zeitraum des MFR 

mindestens im gleichen realen Umfang wie im laufenden mehrjährigen Zeitraum 

beibehalten werden sollte; 

5. vermerkt mit Sorge, dass Vorschlag der Kommission für den künftigen MFR mit einer 

Gesamtobergrenze von 382 927 Mio. EUR3 für Rubrik 2 und einer Teilobergrenze von 

281 825 Mio. EUR für Direktzahlungen und marktbezogene Ausgaben real zu einer 

Kürzung der Mittel dieser Rubrik um 37 755 Mio. EUR führen würde; 

6. ist der Auffassung, dass diese Kürzungen nicht durch in anderen Rubriken (Abgabe von 

Nahrungsmitteln an Bedürftige, Agrarforschung, Reserve für Lebensmittelsicherheit usw.) 

geplante Ausgaben oder durch Flexibilitätsinstrumente für unvorhersehbare Ausgaben 

(Reserve für Agrarkrise usw.) ausgeglichen werden können, da es sich dabei um 

Haushaltsreserven handelt, die keine Verpflichtungsermächtigungen beinhalten; 

7.  vertritt die Auffassung, dass der Europäische Fonds für die Anpassung an die 

Globalisierung (EGF) nicht in den GAP-Etat eingerechnet werden sollte, da eine 

entsprechende Einbeziehung irreführend ist, weil erstens nicht klar ist, ob oder wie die 

                                                 
1 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0266. 
2 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0297. 
3 Sämtliche Zahlen für Verpflichtungsermächtigungen (2014-2020), ausgewiesen zu konstanten Preisen 2011. 
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Landwirte in den einzelnen Mitgliedstaaten überhaupt Zugang zu den Mitteln erhalten 

können, und damit zweitens die Annahme verbunden ist, dass als Folge der 

internationalen Handelsabkommen noch viele Tausende Landwirte ihren Betrieb 

einstellen werden müssen; ist darüber hinaus der Ansicht, dass die Landwirtschaft in 

Anbetracht ihrer Bedeutung für die Ernährungssicherheit und insbesondere das 

Menschenrecht auf Nahrung nicht als Verhandlungsmasse in internationalen 

Handelsvereinbarungen genutzt werden sollte; 

8. betont die große Bedeutung der zweiten Säule der GAP, die einen erheblichen Beitrag zu 

Investitionen und der Schaffung von Arbeitsplätzen in ländlichen Gebieten sowie zur 

Steigerung der Effektivität und der Wettbewerbsfähigkeit des Agrarsektors leistet; spricht 

sich daher für eine dem Geist der bisherigen Reformen der GAP entsprechenden Stärkung 

der zweiten Säule der GAP aus, da dies ihre Effizienz und Wirksamkeit steigern würde, 

insbesondere angesichts der neuen Herausforderungen, die unter anderem in der Strategie 

Europa 2020 aufgezeigt worden sind;  

9 fordert den Rat daher auf, Rubrik 2 und die Teilrubrik für Direktzahlungen und 

marktbezogene Ausgaben, wie in seinen früheren Entschließungen verlangt, auf 

420 682 Mio. EUR bzw. 336 685 Mio. EUR aufzustocken, womit die Mittel real 

eingefroren würden; 

10. betont, dass die Agrarpolitik der einzige Politikbereich der Union ist, der im 

Kommissionsvorschlag für den künftigen MFR so umfangreiche Kürzungen hinnehmen 

muss; fordert daher, dass, sollten im EU-Haushaltsplan insgesamt Kürzungen erwogen 

werden, diese unter keinen Umständen zu einer weiteren Verringerung der GAP-Mittel 

führen;  

11. betont, dass der Übergang zu einem regionalen Modell und einer weiteren Ökologisierung 

der GAP im nächsten mehrjährigen Zeitraum gravierende Konsequenzen für die 

Landwirte haben wird und dass zusätzliche Kürzungen im Gesamthaushaltsplan für die 

GAP die einzelnen Landwirte folglich noch stärkeren Belastungen aussetzen würden; 

12. hebt hervor, wie wichtig es ist, den Mitgliedstaaten eine gewisse Flexibilität einzuräumen, 

um (unter Berücksichtigung der gegebenen Kofinanzierungsanforderungen bei der 

Umschichtung von Mitteln von der ersten auf die zweite Säule) Mittel zwischen den 

beiden Säulen der GAP umzuschichten, um die Herausforderungen an die ländlichen 

Regionen in einer Weise zu bewältigen, die den besonderen Bedingungen und deren 

eigenen Strategien entspricht, allerdings unbeschadet der laufenden legislativen Verfahren 

betreffend die Reform der GAP, insbesondere der Bestimmungen über eine 

Mittelübertragung zwischen den Fonds im Rahmen der künftigen Verordnung über die 

Rückzahlungen; 

13. spricht sich für die Fortsetzung des Hilfsprogramms für Bedürftige in der Union über das 

Jahr 2013 hinaus aus.  
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ERGEBNIS DER SCHLUSSABSTIMMUNG IM AUSSCHUSS 

Datum der Annahme 18.9.2012    

Ergebnis der Schlussabstimmung +: 

–: 

0: 

32 

4 

3 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Mitglieder 

John Stuart Agnew, Eric Andrieu, Pilar Ayuso, José Bové, Luis Manuel 

Capoulas Santos, Vasilica Viorica Dăncilă, Michel Dantin, Paolo De 

Castro, Albert Deß, Diane Dodds, Herbert Dorfmann, Hynek Fajmon, 

Mariya Gabriel, Iratxe García Pérez, Julie Girling, Béla Glattfelder, 

Martin Häusling, Esther Herranz García, Elisabeth Jeggle, Elisabeth 

Köstinger, Agnès Le Brun, George Lyon, Gabriel Mato Adrover, 

Mairead McGuinness, James Nicholson, Rareş-Lucian Niculescu, 

Wojciech Michał Olejniczak, Georgios Papastamkos, Marit Paulsen, 

Britta Reimers, Ulrike Rodust, Alfreds Rubiks, Giancarlo Scottà, 

Czesław Adam Siekierski, Sergio Paolo Francesco Silvestris, Alyn 

Smith, Csaba Sándor Tabajdi, Janusz Wojciechowski 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellvertreter(innen) 

Maria do Céu Patrão Neves 

 
 


